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Jede zweite kommunale Klinik schreibt rote Zahlen. In Bamberg verzichten Arbeitnehmer zugunsten

von Investitionen auf Lohnanteile – die aber auch zurückfließen können. Mit dem Tarifvertrag 

„Zukunftssicherung“ will ver.di Jobs sichern und Privatisierungen aufhalten.

Tarifvertrag abgeschlossen – und nun grätscht ein Flä-

chentarifabschluss mit Lohnerhöhungen dazwischen,

von denen sie jetzt explizit ausgeklammert sind. Und

außerdem kartet auch noch der Marburger Bund nach

und holt mit seinem Abschluss von Mitte August allein

für die Berufsgruppe der Ärzte zusätzliche vier Prozent

heraus.

Sollten die 230 Ärzte diese Lohnzuwächse erhalten,

„gefährdet das unseren Zukunftssicherungstarif“, sorgt

sich Gerhard Sterzer, der Personalratsvorsitzende. Und

seine Stellvertreterin im Personalrat sieht, wie „ein Keil

reingetrieben wird“, wo doch im Krankenhaus alle Hand

in Hand arbeiten, die Wäscherei, die Küche, die Reini-

. Sie sind die Ersten. Doch jetzt fühlen sich die 2300

Beschäftigten der Sozialstiftung Bamberg nicht mehr als

Pioniere, sondern ein wenig als die Gelackmeierten.

„Unterm Strich hatten wir uns gerade mit dem Zu-

kunftssicherungs-Vertrag angefreundet“, sagt Gerhard

Sterzer, der Personalratsvorsitzende in Bamberg, „wir

sollten ja was zurückbekommen, wenn Gewinne erwirt-

schaftet werden.“ Doch jetzt, nach dem Flächentarifab-

schluss, sei die Stimmung umgekippt. Gerade haben die

Bamberger Mitarbeiter mehrerer Kliniken und Altenhei-

me auf maximal 1,5 Prozent ihres Bruttojahresgehaltes

verzichtet, gerade hat die Gewerkschaft ver.di mit ihrem

Arbeitgeber, der Kommune, einen Zukunftssicherungs- Z
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gung – und nicht alles von den Ärzten abhängig ist. Wenn

aber alle verzichten, während eine Berufsgruppe kräftige

Zuwächse erzielt – das läuft absehbar auf eine Umvertei-

lung innerhalb der Belegschaft hinaus – von unten nach

oben. 

Auch Gerhard Sterzer sieht schwarz für Teamgeist

und Arbeitsklima. Gleich muss er auf eine Personalver-

sammlung und die aufgebrachten Belegschaftsgemüter

beruhigen. Dort wird er die Belegschaft an die kritische

Großwetterlage erinnern. Daran, wie prekär die Lage der

kommunalen Kliniken ist. Daran, dass viele Beschäftigte

mittlerweile Abstriche machen von 6 bis 9 Prozent ihres

Entgeltes. 

Was sind da 1,5 Prozent, die die Bamberger Beleg-

schaft als Arbeitnehmerkredit in den nächsten dreiein-

halb Jahren ihrem Arbeitgeber geben wird? Ein Beitrag,

der sich auf 8,7 Millionen Euro summieren soll, denn

„ansonsten hätten wir uns massiv verschuldet“. Mit ih-

rem Beitrag soll die gar nicht üppige Eigenkapitaldecke

gestärkt und sollen die Bankkredite verbilligt werden, das

genau wird Sterzer noch einmal der Belegschaft erklären.

So wie er es zusammen mit den ver.di-Sekretären Domi-

nik Schirmer und Christian Ascherl in der Tarifkommis-

sion ausgehandelt hat. So wie es eine Unternehmensbera-

tung allen Beteiligten vorgerechnet hat. 

Vertraglich zugesagt hat der Arbeitgeber seinerseits,

insgesamt 46 Millionen Euro in die Modernisierung der

Kliniken – plus 20 Millionen in die Altenheime – zu in-

vestieren: Da werden neue Großgeräte angeschafft, da

wird die Diagnostiketage komplett umgebaut da müssen

neue Aufzüge her. Und Gerhard Sterzer wird den Beschäf-

tigten noch mal klarmachen: der ZuSi schafft Zukunfts-

perspektiven für ihre Arbeitsplätze und – er schützt ihre

Jobs vor betriebsbedingten Kündigungen.

Privatisierungswelle soll verhindert werden 

Andere kommunale Kliniken könnten dem Beispiel der

Bamberger folgen: Vor allem soll die fortschreitende Pri-

vatisierung im Gesundheitswesen mit dem „Tarifvertrag

Zukunftssicherung“ gestoppt werden. Dass die eine oder
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nehmen beteiligen“ wollen. Unlängst legte auch der

christliche Arbeitnehmerflügel der CDU sein Arbeitspa-

pier „Kapitalbeteiligung von Arbeitnehmern“ mit der

Forderung vor: „Wir wollen Beteiligung für alle – Betei-

ligung an Arbeit und Eigentum, an Einkommen und an

wirtschaftlichen Chancen“. 

Doch derzeit sind die Gewinnchancen für die Beschäf-

tigten der kommunalen Kliniken eher bescheiden. Dage-

gen tragen die Beschäftigten ein doppeltes Risiko. Geht

ihr Unternehmen in Konkurs, verlieren sie nicht nur ih-

ren Job, sondern auch das investierte Geld. Im ZuSi heißt

es entsprechend: „Ein Rückzahlungsanspruch in der In-

solvenz oder im Liquidationsfall ist nachrangig.“ Für das

Modell spricht dennoch, dass Betriebe mit einer Mitar-

beiterkapitalbeteiligung seltener pleitegehen.

Durch das Gesundheitsmodernisierungsgesetz vom

Sommer 2003 und das 2. Fallpauschalenänderungsgesetz

vom Frühjahr 2005 stehen in erster Linie die kommuna-

len Kliniken unter großem Druck. Kleine Kliniken, die

bisher eine Standardversorgung geboten haben, leiden

unter Einnahmeverlusten, weil sie ihre Vergütungen für

Behandlungen nach unten anpassen müssen. Die Deut-

sche Krankenhausgesellschaft schätzt, das jede zweite

kommunale Klinik rote Zahlen schreibt. 

Auch das städtische Krankenhaus in Osnabrück ver-

handelt nach Ablauf eines Notlagentarifvertrages jetzt

Tarifvertrag öffentlicher Dienst 

Am 2. August 2006 hat ver.di zusammen mit dem Deut-

schen Beamtenbund (dbb) und dem Verband Kommunaler

Arbeitgeber (VKA) einen neuen Tarifvertrag für kommuna-

le Krankenhäuser abgeschlossen. Vereinbart wurden Loh-

nerhöhungen um 1,5 Prozent, für die Ärzte um 10 Prozent,

wodurch die Gehälter im Schnitt um 4,5 Prozent steigen.

Betriebe, die Notfall- oder Zukunftssicherungstarifverträge

abgeschlossen haben, sind explizit davon ausgenommen –

für die Laufzeit der Haustarifverträge.

andere Kommune ihr defizitäres Krankenhaus abstößt,

diese Gefahr wird bei ver.di gesehen – das würde bedeu-

ten: Personalabbau und Outsourcen von Wäschereien

und Ähnlichem. In der Präambel des Tarifvertrags, der

seit dem 1. Oktober 2005 abgeschlossen werden kann,

heißt es: „Öffentliche Krankenhäuser müssen auch künf-

tig eine wichtige Rolle im Gesundheitswesen spielen.“

Wenn gewollt wie in Bamberg, erlaubt der ZuSi kommu-

nalen Gesundheitseinrichtungen, bis zu 10 Prozent der

Löhne und Gehälter der Beschäftigten in eine Kapitalbe-

teiligung umzuwandeln. Im besten Fall erhalten die Be-

schäftigten also ihr Geld, das sie dem Arbeitgeber wie ei-

nen Kredit vorstrecken, zurück. Möglicherweise verzich-

ten sie aber wie beim Notlagentarifvertrag auf Teile ihres

Entgelts. Von zusätzlichem Einkommen kann aber nicht

die Rede sein.

Das Kapital aus Arbeitnehmerhand zur Stützung not-

leidender Krankenhäuser hat daher kaum etwas zu tun

mit den Gewinnerwartungs-Szenarien unserer Politiker

die, wie Kanzlerin Angela Merkel, „die Arbeitnehmer in

Zeiten deutlicher Gewinnzuwächse am Erfolg der Unter-

Z

„Da wird ein Keil reingetrieben, wo doch im Krankenhaus alle Hand in

Hand arbeiten.“ Beschäftigte der Sozialstiftung Bamberg, Personalrats-

vorsitzender Sterzer (Mitte)
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Probleme ganz offensichtlich sind, häufen sich

die Anträge. Gerade im Gesundheitswesen gibt

es ganz dramatische Umbrüche im Zuge von

Privatisierungen. Viele Krankenhäuser und Ge-

sundheitseinrichtungen haben zum Beispiel in

der Vergangenheit nicht gelernt, effektiv mit ih-

ren Ressourcen umzugehen. Jetzt geraten sie

durch die Deckelung der Kosten und notwen-

dige Modernisierungen in zum Teil erhebliche

Schieflagen.

Wie prüft ver.di den Notfall?

In den größeren Unternehmen, in denen es

Wirtschaftsausschüsse gibt, haben die betrieb-

lichen Akteure Zugriff auf die wirtschaftlichen

Daten. Wenn die Unternehmen plausibel nach-

weisen, dass es sich um eine wirtschaftliche

Notlage handelt, fordern wir kein zusätzliches

Gutachten ein. Wenn wir Zweifel haben, bezie-

hungsweise die vorgelegten Daten unklar sind,

ist ein weiteres wirtschaftliches Gutachten un-

umgänglich. Die Kosten tragen die Unterneh-

men. Für die Gewerkschaftssekretäre und -se-

kretärinnen, die die Notfälle verhandeln, ist

das eine zusätzliche und sehr zeitintensive Her-

ausforderung.

Und wie stehen die Beschäftigten zu einem

Notlagentarifvertrag?

Wenn die Alternative heißt: Hartz-IV oder die

Sicherung des Arbeitsplatzes – wenn auch erst-

mal nur für zwei, drei weitere Jahre – dann liegt

nahe, für was die Beschäftigten votieren. Wir

legen aber Wert darauf, dass die Entscheidung

nicht von den Betriebsräten gefällt wird, son-

dern dass eine Haustarifkommission eingerich-

tet wird, die entscheidet. Die Betriebsräte wer-

den beteiligt, die Entscheidung trifft aber

ver.di.

Sind da nicht Konflikte programmiert?

Wenn es gelingt, die Notfallregelung auf eine

befristete Absenkung von Urlaubs- beziehungs-

weise Weihnachtsgeld zu beschränken, läuft

die Angelegenheit meist konfliktfrei ab. Wenn

es um die Frage geht, die Arbeitszeit zu verlän-

gern, dann geht es nicht mehr so konfliktfrei.

ver.di lehnt Verlängerungen der Arbeitszeit

grundsätzlich ab. Ausnahmen bedürfen einer

Beschlussfassung des Bundesvorstandes. Die

Beschäftigten sind heute aber eher bereit, län-

ger zu arbeiten als auf Geld zu verzichten. Das

bedarf dann erheblicher Überzeugungsarbeit

und auch Konfliktbereitschaft der verhandeln-

den GewerkschaftssekretärInnen. 

Sind sich die Belegschaften und die Betriebsrä-

te immer einig?

Nein. Konflikte entstehen auch dann, wenn Be-

triebe mehrere Standorte haben und eine Beleg-

schaft zu mehr, eine andere eher zu weniger Zu-

geständnissen bereit ist. Es gibt dann durchaus

Zunehmend mehr Unternehmen stellen Anträge auf Notfalltarifverträge.

Jörg Wiedemuth, Leiter der tarifpolitischen Grundsatzabteilung bei ver.di,

über gewerkschaftspolitische Prinzipien in Zeiten wirtschaftlicher Einbrüche.

„Wir halten nicht viel von
Notfallregelungen“

. ver.di behält seit fast zwei Jahren 2,5 Pro-

zent der Gehälter ihrer Beschäftigten ein. Ist

das ein Fall von Notlagentarifvertrag?

Wenn man so will, ja. Jedenfalls ist es eine

Form der solidarischen Abfederung zur Ver-

meidung von Personalabbau. 

Was ist dann ein Notlagentarifvertrag? 

Wir bezeichnen als Notfalltarifverträge all die

Tarifverträge, die einen Flächen- oder einen

Unternehmenstarifvertrag nach unten öffnen.

Als Gegenleistung vereinbaren wir eine Be-

schäftigungssicherung.

Heißt Beschäftigungssicherung für die Beschäf-

tigten in jedem Fall Lohnverzicht?

Am häufigsten ist eine Absenkung von Urlaubs-

und Weihnachtsgeld. An zweiter Stelle steht Ar-

beitszeitverkürzung mit entsprechender Entgelt-

anpassung. Der Vertrag kann aber auch die

Stundung von vereinbarten Tariferhöhungen

oder auch das Absenken von Monatsentgelten

vorsehen. Letzteres versuchen wir möglichst zu

vermeiden.

Statistisch wurden im Jahr 2002 über 70 Not-

falltarifverträge verhandelt, im Jahr 2005 be-

reits über 200. Zeichnet sich da ein Trend ab?

Es ist eine Mode geworden, sich auf einen Not-

fall zu berufen. Vor allem in den Branchen, in

denen die strukturellen und wirtschaftlichen

Die Fragen stellte Petra Welzel
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Belegschaften oder Teilbelegschaften, die am

Ende mit der Entscheidung nicht zufrieden

sind. Massive Verärgerungen oder zahlreiche

Austritte aus ver.di hatte dies bislang nicht zur

Folge.

Was versucht ver.di, um den Trend zum Notla-

gentarifvertrag aufzuhalten?

Letztlich liegt es nicht in unserer Hand, diesen

Trend gänzlich zu stoppen. Wir haben ein rela-

tiv rigides Tarifcontrolling geschaffen. Das be-

ginnt damit, dass wir im Gewerkschaftsrat

Mitte 2003 beschlossen haben, Notfallregelun-

gen im Grundsatz abzulehnen. Wir haben aber

auch beschlossen, dass es Ausnahmen von die-

sem Grundsatz gibt und dafür ein Verfahren

und einzuhaltende Eckpunkte entwickelt. 

Das heißt: im Prinzip „Nein“ zum Notlagen-

tarifvertrag, aber…

Gewerkschafts- und tarifpolitisch halten wir

überhaupt nichts von Notfallregelungen.

Volkswirtschaftlich und ordnungspolitisch be-

trachtet lösen sie keine Strukturprobleme der

Branchen. Für einzelne Betriebe kann das aber

anders aussehen. Wir sind in dieser Frage eher

Abhängige einer wirtschaftlichen Entwicklung,

der wir uns aus pragmatischen Gründen gar

nicht entziehen können. .

»Wir haben ein relativ rigides 

Tarifcontrolling geschaffen.«

Jörg Wiedemuth

Zum Weiterlesen

Jörg Wiedemuth: Notlagen- und Härtefallvereinbarungen als Gegenstand

tarifpolitischer Koordinierung, in: WSI-Mitteilungen, 7/2006.

www.wsi-mitteilungen.de

Z über einen Zukunftssicherungsvertrag mit ver.di. Elke

Nobel, ver.di-Betreuungssekretärin in Osnabrück, sagt:

„Die Kapitaldecke der Klinik ist so dünn, dass da nichts

passieren darf.“

Mitarbeitergeld für neue Geschäftsfelder 

Herbert Weisbrod-Frey, verantwortlich für die Gesund-

heitspolitik in der ver.di-Bundesverwaltung, sieht die

wirtschaftliche Not der kleinen Krankenhäuser: „Ob-

wohl die Einnahmen der Kliniken im ersten Quartal 2006

insgesamt um fünf Prozent gestiegen sind, profitieren

hauptsächlich die großen Häuser von der Anpassung.“

Der ZuSi ist für den ver.di-Mann dann „ein Schritt in die

richtige Richtung, wenn das Geld der Mitarbeiter in neue

Geschäftsfelder investiert wird“.

Das sieht Gabriele Gröschl-Bahr genauso. Die Tarif-

koordinatorin im Gesundheitswesen bei ver.di sagt, „wir

können nicht ignorieren, dass die Krankenhäuser in

Schwierigkeiten stecken. Und die geplante Gesundheits-

reform stellt nochmal alles neu in Frage. Deshalb raten

wir den Kliniken, strukturiert euch jetzt um, bevor ihr in

Not geratet. Der ZuSi bietet ihnen diese Chance.“ 

Tatsächlich verwechselten einige Arbeitgeber den ZuSi

mit einem Notlagentarifvertrag, erklärt Gabriele

Gröschl-Bahr. Vielleicht, weil die Prüfung zum ZuSi ähn-

lich verläuft: ver.di beauftragt ein Institut, das die Wirt-

schaftlichkeit prüft. Das Krankenhaus muss innerhalb

von zwei, drei Jahren gesunden können, ein nachvollzieh-

bares Konzept zur wirtschaftlichen Entwicklung vorlegen

und betriebsbedingte Kündigungen ausschließen. „Die

Kapitalbeteiligung der Mitarbeiter ist ein pfiffiger Ver-

such, sich die Zugeständnisse, die man an einer Stelle ma-

chen muss, an anderer Stelle wieder zurückzuholen“, sagt

Jörg Wiedemuth, der bei ver.di die tarifpolitische Grund-

satzabteilung leitet. .
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